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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung
gemanl § 46 Abs. 1 GO LT
mit Antwort der Landesregierung

Anfrage der Abgeordneten Vanessa Behrendt und Stephan Bothe (AfD)

Antwort des Niedersachsischen Kultusministeriums namens der Landesregierung

Verdachtsfélle sexueller Gewalt in niedersdchsischen Kindertageseinrichtungen - Umsetzung
von Préventions- und Kontrollmechanismen

Anfrage der Abgeordneten Vanessa Behrendt und Stephan Bothe (AfD), eingegangen am
03.06.2026 - Drs. 19/10801,
an die Staatskanzlei Gibersandt am 04.06.2026

Antwort des Niedersachsischen Kultusministeriums namens der Landesregierung vom 07.07.2026

Vorbemerkung der Abgeordneten

In der Antwort auf die Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung ,Falle sexuellen Missbrauchs in
niedersachsischen Kinder- und Jugendeinrichtungen?” (Drs. 19/10513) teilt die Landesregierung
u. a. mit, dass dem Niedersachsischen Landesjugendamt (NLJA) innerhalb von zwdlf Monaten 112
Verdachtsfélle sexueller Gewalt gemeldet wurden, darunter 28 Falle mit ,vermutetem” Fehlverhalten
von Mitarbeitern sowie 84 Falle sexueller Gewalt ,unter betreuten Kindern“. Die Antworten werfen
weitere Fragen zu bestehenden Praventionskonzepten, Meldewegen, Kontrollmechanismen sowie
zum Umgang mit entsprechenden Verdachtsfallen innerhalb der betroffenen Einrichtungen auf.

Vorbemerkung der Landesregierung

Mit der Verabschiedung des Gesetzes zur Starkung von Kindern und Jugendlichen (KJSG) ist am
10.06.2021 eine umfangreiche Reform des Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII) - Kinder-
und Jugendhilfe (SGB VIII) in Kraft getreten, die Trager von Kindertageseinrichtungen verpflichtet,
alle Kinder und Jugendlichen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung zu férdern, sie vor Ge-
fahr fur ihr Wohl zu schiitzen und ihnen eine umfassende Teilhabe zu erméglichen.

Als zentralen Baustein eines wirksamen Kinderschutzes sieht das Bundesrecht fir alle neuen und
bestehenden Einrichtungen die verpflichtende Entwicklung, Anwendung und regelmaRige Uberprii-
fung eines Konzepts zum Schutz vor Gewalt (8 45 Abs. 2 Nr. 4 SGB VIII) als Voraussetzung fur die
Erteilung der Betriebserlaubnis vor. Dies gilt fiir Kindertageseinrichtungen und stationare Einrichtun-
gen der Kinder- und Jugendhilfe sowie der Eingliederungshilfe.

Aufgabe des Tragers ist es, im Zuge der Erarbeitung, Anwendung und regelméRigen Uberpriifung
eines Konzepts zum Schutz vor Gewalt (§ 45 Abs. 2 Nr. 4 SGB VIII) alle Mitarbeitenden einzubezie-
hen und ein gemeinsames Verstandnis und eine professionelle Haltung im gesamten Team einer
Einrichtung zum Schutz von Kindern vor Gewalt zu entwickeln. AuRerdem ist es Aufgabe des Tra-
gers, das Konzept regelmafig und anlassbezogen zu evaluieren und hinsichtlich seiner Wirksamkeit
zu Uberprufen. Ein Konzept zum Schutz vor Gewalt (8 45 Abs. 2 Nr. 4 SGB VIIl) hat Meldewege,
interne Ablaufe sowie Verfahren zur Beteiligung und Beschwerde zu enthalten.

Verpflichtung des Trégers einer erlaubnispflichtigen Einrichtung ist es, gemafl § 47 Abs. 1 Nr. 2
SGB VIl der zustandigen Aufsichtsbehérde unverzuglich Ereignisse oder Entwicklungen zu melden,
die geeignet sind, das Wohl der Kinder und Jugendlichen zu beeintréachtigen. Darliber hinaus ist der
Trager der offentlichen Jugendhilfe gemaf § 47 Abs. 3 SGB VIII verpflichtet, die zustandige Behorde
Uber solche Ereignisse und Entwicklungen in Kenntnis zu setzen, soweit sie ihm im Rahmen seiner
Aufgabenwahrnehmung bekannt werden. Hierzu gehdren auch Verdachtsfalle von sexueller Gewalt
durch Mitarbeitende der Einrichtung oder durch zu betreuende Kinder.
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In Niedersachsen ist die zustandige Aufsichtshehérde fiir die Trager von Kindertageseinrichtungen
das Niedersachsische Landesjugendamt (NLJA).

Nach Eingang einer Meldung nach § 47 SGB VIl priift das NLJA den Sachverhalt im Rahmen seiner
Aufsichtsfunktion und berét den Trager zur Sicherstellung des Kindeswohls. Erforderlichenfalls erteilt
das NLJA nachtragliche Auflagen zur Betriebserlaubnis.

Das NLJA hat im Zusammenhang der Kleinen Anfrage zur schriftlichen Beantwortung in der Druck-
sache 19/10513 mitgeteilt, dass in den vergangenen zwdlf Monaten 112 Falle mit dem Verdacht auf
sexuelle Gewalt in niederséchsischen Kindertageseinrichtungen nach § 47 SGB VIII gemeldet wur-
den. Davon bezogen sich 28 Falle darauf, dass ein Fehlverhalten von Mitarbeitenden befirchtet
wurde. In 15 Fallen wurde Strafanzeige erstattet. In den weiteren 84 Féllen erfolgte die Meldung
aufgrund des Verdachts der Gefahrdung/Schéadigung von Kindern durch andere betreute Kinder.

1. Welche konkreten Sachverhalte oder Verhaltensweisen wurden durch das NLJA in den
genannten 28 Fallen als ,vermutliches Fehlverhalten von Mitarbeitenden” erfasst?

In den 28 genannten Fallen wurden folgende Meldungen als ,vermutliches Fehlverhalten von Mitar-
beitenden” erfasst:

— Mitteilungen zu Schmerzen oder Verletzungen (wie z. B. blaue Flecken) im Intimbereich,
— Mitteilungen tber unangemessene korperliche Kontakte,

— Mitteilungen zu sexualisierten Ubergriffen,

— Mitteilungen zu Demiitigung von Kindern nach Fehlverhalten,

— Mitteilungen zu tbergriffigem Verhalten.

2. In wie vielen der 28 Falle bestand nach Einschatzung des NLJA gegebenenfalls der Ver-
dacht auf strafrechtlich relevantes Verhalten?

Das NLJA hat die Aufgabe der aufsichtsrechtlichen Priifung, ob die Einrichtung die Voraussetzungen
fur einen auch im Sinne von Kinderschutz sicheren Betrieb erfiillt und berét die ortlichen Trager und
die Trager von Kindertageseinrichtungen zu Angelegenheiten der Betriebsfiihrung. Das NLJA be-
wertet eine Meldung nach § 47 SGB VIII nicht im Hinblick auf strafrechtlich relevantes Verhalten.
Dies obliegt den hier zustéandigen Strafverfolgungsbehérden.

Nach Auskunft der Trager wurden im Kontext von 15 der 28 Meldungen nach § 47 SGB VIII Strafan-
zeigen durch Eltern/Dritte und/oder den Trager einer Einrichtung gestellt. In die Entscheidungen zur
Erstattung von Strafanzeigen war das NLJA nicht einbezogen.

Im Zuge einer Meldung nach § 47 SGB VIII hat ein Trager unabhéangig von der Einleitung oder dem
Ausgang eines Strafverfahrens die ihm bekannt gewordenen Ereignisse und Entwicklungen darauf-
hin zu bewerten, ob und in welchem Umfang MafRnahmen zur Sicherstellung des Wohls der Kinder
in der Einrichtung erforderlich sind. Gelangt der Trager zu dem Ergebnis, dass eine einzelne Person
nicht mehr oder nur unter bestimmten Bedingungen in der Kindertageseinrichtung tatig sein kann,
sind entsprechende arbeitsrechtliche MalRnahmen zu ergreifen. Dabei ist es unerheblich, ob das be-
treffende Verhalten strafrechtlich relevant ist. Ist der Trager nicht in der Lage oder nicht bereit, die
erforderlichen MaRhahmen zur Sicherung des Kindeswohls zu treffen, kann das NLJA im Rahmen
seiner aufsichtsrechtlichen Befugnisse tétig werden und dem Trager einer Einrichtung in letzter Kon-
sequenz auch die Betriebserlaubnis entziehen.
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3.  Welche arbeitsrechtlichen, aufsichtsrechtlichen oder organisatorischen MaRnahmen
wurden in den 28 Fallen gegeniber den betroffenen Mitarbeitenden oder Einrichtungen
gegebenenfalls ergriffen?

Die Ergreifung von arbeitsrechtlichen und organisatorischen MalRnhahmen im Zuge von Meldungen
nach 8 47 SGB VIl liegt in der Zusténdigkeit der Trager von Kindertageseinrichtungen. Das NLJA
muss nur dann aufsichtsrechtlich téatig werden, wenn in einem Fall von Kindeswohlgeféahrdung sei-
tens des Tragers keine geeigneten MaBnahmen zur Abstellung von Missstanden ergriffen werden.
In den genannten Fallen hat das NLJA einzelfallbezogen geprift und bearbeitet. Aufsichtsrechtliche
MafRnahmen durch das NLJA waren nicht erforderlich, da die jeweiligen Trager bereits entspre-
chende MaRRnahmen zum Schutz der Kinder ergriffen hatten.

Grundsatzlich wird im Rahmen der Bearbeitung von Meldungen nach § 47 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3
SGB VIII immer geprift, ob eine Tatigkeitsuntersagung ausgesprochen werden muss. In den ge-
nannten Fallen musste keine Tatigkeitsuntersagungen geman § 48 SGB VIIl ausgesprochen werden,
da die Trager in eigener Zustandigkeit bereits geeignete MalRnahmen zur Sicherstellung des Kindes-
wohls ergriffen hatten.

4. In wie vielen Fallen wurden gegebenenfalls Téatigkeitsuntersagungen gemaf § 48 SGB
VIIl ausgesprochen oder geprift?

Es wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen.

5.  Welche Altersgruppen waren von den 84 gemeldeten Verdachtsfallen sexueller Gewalt
unter betreuten Kindern betroffen?

Nicht in allen Fallen wurde dem NLJA im Zuge der Meldung nach 8 47 SGB VIl das Alter der be-
troffenen Kinder berichtet. In den Féllen, zu denen Daten vorliegen, waren Uiberwiegend Kinder im
Alter von 3 bis 6 Jahren betroffen.

6. Hatdie Landesregierung Erkenntnisse dariiber, ob es sich bei den 84 Fallen teilweise um
wiederholte Vorféalle innerhalb derselben Einrichtung handelte?

Der Landesregierung ist bekannt, dass es sich bei einer geringen Anzahl der 84 gemeldeten Ver-
dachtsfalle um wiederholte Vorfélle sexuell grenzverletzenden bzw. tbergriffigen Verhaltens unter
Kindern innerhalb derselben Einrichtung handelte.

Auf die Vorbemerkung der Landesregierung wird verwiesen.

7. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung gegebenenfalls dariiber vor, ob in den
betroffenen Einrichtungen bereits vor den gemeldeten Vorfallen Hinweise auf problema-
tische Verhaltensweisen einzelner Kinder oder Gruppen vorlagen?

Ein Trager ist verpflichtet, dem NLJA jedes Ereignis beziehungsweise jede Entwicklung in einer Ein-
richtung zu melden, die geeignet ist, das Wohl von Kindern zu beeintrachtigen. Zu Vorfallen pro-
blematischer Verhaltensweisen, die nicht meldepflichtig sind, hat das NLJA keine Erkenntnisse.

8. In wie vielen der von den 112 gemeldeten Verdachtsféllen betroffenen Kindertagesein-
richtungen bestand zum Zeitpunkt des Vorfalls gegebenenfalls ein sexualpddagogisches
Konzept oder ein vergleichbares sexualpddagogisches Praventionskonzept?

Konzepte zum Schutz vor Gewalt stellen einen wichtigen und notwendigen Baustein zur Pravention
und Intervention innerhalb des Kinderschutzes dar. Ziel ist es, gewalttatiges und entwirdigendes
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Verhalten in Einrichtungen zu erschweren, zu reduzieren oder méglichst mittels préaventiver Mal3nah-
men ganz zu verhindern sowie bei konkreten Anlassen ein schnelles und besonnenes Handeln durch
transparente und verbindliche Verfahren beziehungsweise Strukturen sicherzustellen.

Das SGB VIl und das Niedersachsische Gesetz Uber Kindertagesstatten und Kindertagespflege
(NKiTaG) enthalten keine ausdruckliche Verpflichtung zur Erstellung eines sexualpddagogischen
Konzeptes oder vergleichbarer Praventionskonzepte in Kindertageseinrichtungen.

Ein sexualpadagogisches Konzept kann, muss aber nicht Bestandteil des Konzepts zum Schutz vor
Gewalt nach § 45 Abs. 2 Nr. 4 SGB VIII sein.

Zum Zeitpunkt einer nach 8 47 SGB VIl erfolgten Meldung lagen in allen betroffenen Einrichtungen
Konzepte zum Schutz vor Gewalt vor. 75 % dieser Einrichtungen wiederum verfigen zudem tber ein
sexualpadagogisches oder ein als vergleichbar zu betrachtendes Konzept.

9. Welche Stellen Uberprifen Inhalt, Qualitat und praktische Umsetzung solcher sexualpéa-
dagogischen Konzepte oder vergleichbarer Praventionskonzepte in Kindertageseinrich-
tungen?

Die Verantwortung fiir die Entwicklung, Anwendung, Fortschreibung und interne Uberpriifung des
Konzepts zum Schutz vor Gewalt nach § 45 Abs. 2 Nr. 4 SGB VIII sowie nach 8 2 Abs. 4 NKiTaG
liegt beim Trager einer Kindertageseinrichtung.

Im Zuge der Erteilung einer Betriebserlaubnis priift das NLJA auch Ausfiihrungen zum sexualpada-
gogischen Konzept einer Einrichtung, sofern dieses Teil der Unterlagen ist, die der Trager im Zuge
der Beantragung einer Betriebserlaubnis zur Verfiigung stellt.

Dariiber hinaus werden sexualpddagogische Konzepte von Kindertageseinrichtungen im Zuge der
Wahrnehmung der Aufsicht durch das NLJA anlassbezogen Uberpruift.

Im Ubrigen wird auf die Vorbemerkung der Landesregierung und die Antwort zu Frage 8 verwiesen.

10. In welchen zeitlichen Abstanden werden bestehende sexualpadagogische Konzepte
oder vergleichbare Praventionskonzepte Giberprift oder aktualisiert?

Das SGB VIl und das NKiTaG enthalten keine ausdrtickliche Verpflichtung zur Erstellung eigenstén-
diger sexualpadagogischer Konzepte oder vergleichbarer Praventionskonzepte in Einrichtungen.

Die Verantwortung fir die Entwicklung, Anwendung, Fortschreibung und interne Uberpriifung des
Konzepts zum Schutz vor Gewalt nach § 45 Abs. 2 Nr. 4 SGB VIl liegt beim Trager der jeweiligen
Einrichtung.

Die Einhaltung der gesetzlichen Anforderungen nach § 45 SGB VIII wird durch das NLJA im Rahmen
seiner Aufgaben als Aufsichtsbehdrde Uberprift. Die Ausiibung der Aufsicht richtet sich nach den
Erfordernissen des Einzelfalls.

11. Welche verpflichtenden Fortbildungs- und Qualifizierungsstandards bestehen fir pada-
gogische Fachkréfte in niedersachsischen Kindertageseinrichtungen im Umgang mit
Verdachtsféallen sexualisierter Gewalt?

Die Trager von Kindertageseinrichtungen sind als Arbeitgeber fur QualifizierungsmafRnahmen des
von ihnen beschéaftigten padagogischen Personals verantwortlich.

Sie haben das Wohl der Kinder in der Einrichtung zu gewéhrleisten und im Zuge dieses Auftrags
auch die Fortbildung von Personal in Kindertageseinrichtungen zu verfolgen. Zu Mal3nahmen, die
zur Gewahrleistung von Kindeswohls in Verantwortung des Tragers oder auch im Zuge von durch
das NLJA aufsichtsrechtlich verfligten Malnahmen verfolgt werden, kann anlass- oder bedarfsbezo-
gen auch die Fortbildung von Personal zahlen.
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Dariiber hinaus gibt es in Niedersachsen keine verpflichtende Fortbildungs- und Qualifizierungsstan-
dards fur padagogische Fachkréfte im Verdachtsfall von sexualisierter Gewalt.

12. Hat die Landesregierung Erkenntnisse darlber, wie viele Mitarbeiter in den betroffenen
Einrichtungen in den vergangenen drei Jahren an Fortbildungen zum Themenbereich
sexualisierte Gewalt teilgenommen haben?

Der Landesregierung ist nicht bekannt, wie viele Mitarbeitende in den betroffenen Einrichtungen in
den vergangenen drei Jahren an Fortbildungen zum Themenbereich sexualisierte Gewalt teilgenom-
men haben. Hierzu werden weder durch NLJA noch durch die Landesregierung selbst einrichtungs-
bezogen Daten erhoben.

13. Welche Vorgaben bestehen fir Einrichtungen hinsichtlich interner Interventions- und
Krisenplane bei Verdachtsfallen sexueller Gewalt?

Als einen zentralen Baustein eines wirksamen Kinderschutzes hat der Gesetzgeber in § 45 Abs. 2
Nr. 4 SGB VIII normiert, dass sowohl fiir neue, als auch fiir alle Bestandseinrichtungen die Entwick-
lung, Anwendung und Uberpriifung eines Konzepts zum Schutz vor Gewalt verpflichtend sind. Die
Verantwortung fir die Ausgestaltung liegt bei den Tragern von Einrichtungen.

Einrichtungen haben im Rahmen ihres Konzepts zum Schutz vor Gewalt Verfahren vorzuhalten, die
ein angemessenes Vorgehen bei Verdachtsfallen von Gewalt ermdglichen. Hierzu gehéren auch Re-
gelungen fir das Handeln bei Verdachtsfallen von sexueller Gewalt.

Zur Unterstltzung der Trager von Einrichtungen hat das NLJA eine ,Fachliche Orientierung zur Er-
stellung eines Konzepts zum Schutz vor Gewalt gemafl § 45 Abs. 2 Nr. 4 SGB VIII fur betriebser-
laubnispflichtige Einrichtungen nach 8 45 Abs. 1 SGB VIII (gegebenenfalls i. V. m. § 48a Abs. 1
SGB VIII) in Niedersachsen* erstellt. Sie bietet eine Orientierungshilfe, um MaRnahmen zur Préven-
tion, Intervention und Qualitétssicherung zu erarbeiten und zu verschriftlichen.

14. Hat die Landesregierung Erkenntnisse dariiber, ob Personalmangel oder unzureichende
Betreuungsschliissel bei den gemeldeten Fallen eine Rolle spielten?

Der Betrieb einer Gruppe in einer Kindertagesstatte setzt grundsatzlich voraus, dass der Trager die
in 8 11 NKiTaG geregelte personelle Mindestausstattung gewéhrleistet. Meldungen nach 8§ 47
SGB VIl betreffen in der Regel konkrete Ereignisse. Bezlglich einer Korrelation zwischen Personal-
mangel und den gemeldeten Fallen liegen der Landesregierung keine Erkenntnisse vor.

15. Welche Vorgaben gelten in Niedersachsen gegebenenfalls fur die regelméRige Vorlage
erweiterter Fihrungszeugnisse durch Mitarbeiter in Kindertageseinrichtungen?

In Niedersachsen gelten die Vorgaben des § 45 Abs. 3 Nr. 2 SGB VIl und § 72a SGB VIII. Der Trager
einer Einrichtung hat im Rahmen des Betriebserlaubnisverfahrens sowie im Rahmen der Personal-
meldungen Uber das Portal kita.web einmal jahrlich zu bestétigen, dass fiir alle beschéaftigten Perso-
nen ein erweitertes Fihrungszeugnis gemal § 30a Bundeszentralregistergesetz (BZRG) vorliegt.
Die Verantwortung fir die regelmafige Einholung und Prifung der Fihrungszeugnisse liegt beim
jeweiligen Trager der Einrichtung.

16. In welchen zeitlichen Abstanden missen erweiterte Fihrungszeugnisse gegebenenfalls
erneut vorgelegt werden?

Das SGB VIII enthélt keine ausdriicklichen Vorgaben zu den zeitlichen Abstanden einer erneuten
Vorlage erweiterter Fuhrungszeugnisse. Nach der fachlichen Kommentarliteratur richtet sich das In-
tervall nach dem Zweck der Einrichtung, den bestehenden Risiken sowie den Funktionen und Auf-
gaben der jeweiligen Beschéftigten. Ein Zeitraum von etwa drei bis funf Jahren wird als notwendig,
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aber auch ausreichend angesehen (vgl. BeckOGK/Schwedler, 01.11.2024, SGB VIII § 45 Rn. 75,
beck-online).

Nach Auffassung des NLJA ist es ausreichend, wenn dem Tréger der Kindertageseinrichtung alle
drei bis funf Jahre ein aktuelles erweitertes Fiihrungszeugnis vorgelegt wird. Die Trager werden ent-
sprechend durch das NLJA beraten.

17. Hatdie Landesregierung Erkenntnisse dartiber, ob in den 28 Fallen mit vermutetem Fehl-
verhalten von Mitarbeitenden jeweils aktuelle erweiterte Fihrungszeugnisse vorlagen?

Auf die Antworten zu den Fragen 15 und 16 wird verwiesen.

18. Welche Personen oder Stellen melden Verdachtsfalle sexueller Gewalt in Kindertages-
einrichtungen in der Praxis Uberwiegend an das NLJA oder andere zustandige Stellen (z.
B. Einrichtungen selbst, Trager, Mitarbeiter, Eltern, Jugendamter oder externe Fachstel-
len)?

Im Rahmen von Meldungen nach § 47 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 SGB VIII erfolgen Mitteilungen an das
NLJA in der Regel durch die Trager von Kindertageseinrichtungen sowie durch die Trager der offent-
lichen Jugendhilfe. In Einzelféllen melden andere Beteiligte, etwa Eltern, Verdachtsfalle.

19. Welche verbindlichen Vorgaben bestehen gegebenenfalls fur Kindertageseinrichtungen
hinsichtlich interner Melde- und Eskalationswege bei Verdachtsfallen sexualisierter Ge-
walt?

Auf die Antwort zu Frage 13 und die Vorbemerkung der Landesregierung wird verwiesen.

20. Welche Vorgaben bestehen hinsichtlich der Information von Personensorgeberechtigten
bei Verdachtsféllen sexueller Gewalt innerhalb von Kindertageseinrichtungen?

Die Information der Personensorgeberechtigten tber relevante Vorkommnisse liegt in der Verant-
wortung der Einrichtung. Das Konzept zum Schutz vor Gewalt definiert regelmaRig die Schritte fur
interne und externe Meldewege sowie die Kommunikation mit den Sorgeberechtigten.

Im Ubrigen wird auf die Antwort zu Frage 13 verwiesen.

21. Hat die Landesregierung Erkenntnisse dariiber, ob Verdachtsfalle sexueller Gewalt in
Einrichtungen zunachst intern behandelt wurden, bevor Jugendamter, Aufsichtsbehor-
den oder Strafverfolgungsbehérden informiert wurden?

GemaR § 47 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII hat der Trager einer erlaubnispflichtigen Einrichtung der zustén-
digen Aufsichtsbehérde unverziglich Ereignisse oder Entwicklungen zu melden, die geeignet sind,
das Wohl der Kinder und Jugendlichen zu beeintrachtigen. Dazu gehéren auch Verdachtsfalle von
sexueller Gewalt.

In der Praxis erfolgt in der Regel zunachst eine interne Weitergabe der Informationen an die Einrich-
tungsleitung und durch diese an den Trager der Kindertageseinrichtung. Der Trager bewertet den
Sachverhalt und pruft, ob ein Ereignis oder eine Entwicklung vorliegt, die geeignet ist, das Wohl der
Kinder in der Einrichtung zu beeintrachtigen. Kommt der Trager zu dem Ergebnis, dass es sich um
ein meldepflichtiges Ereignis oder eine entsprechende Entwicklung handelt, erfolgt die unverzigliche
Meldung an das NLJA.
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22. Welche Vorgaben bestehen gegebenenfalls hinsichtlich der Dokumentation und Nach-
verfolgung gemeldeter Verdachtsfalle innerhalb der Einrichtungen und Tragerstruktu-
ren?

Tréager erlaubnispflichtiger Einrichtungen sind verpflichtet, entsprechend den Grundsétzen einer ord-
nungsgemafen Buch- und Aktenfihrung nach 8§ 47 Abs. 2 SGB VIII Aufzeichnungen lber den Be-
trieb der Einrichtung und deren Ergebnisse anzufertigen sowie diese mindestens funf Jahre aufzu-
bewahren.

Die konkrete Ausgestaltung der Dokumentation und Nachverfolgung von Verdachtsféllen obliegt dem
Trager der Einrichtung. Das SGB VIII enthalt dariber hinaus keine ausdriicklichen Vorgaben zur
Dokumentation und Nachverfolgung einzelner Verdachtsfélle sexueller Gewalt innerhalb von Einrich-
tungen.

Es wird ergénzend auf die Vorbemerkung der Landesregierung verwiesen.

(verteilt am 13.07.2026)



	Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung gemäß § 46 Abs. 1 GO LTmit Antwort der Landesregierung
	Anfrage der Abgeordneten Vanessa Behrendt und Stephan Bothe (AfD)
	Antwort des Niedersächsischen Kultusministeriums namens der Landesregierung 
	Verdachtsfälle sexueller Gewalt in niedersächsischen Kindertageseinrichtungen - Umsetzung von Präventions- und Kontrollmechanismen

